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Welche Hindernisse wir auf dem Weg zur Bürgergesellschaft beseitigen müssen
Bürgerbewegter Landkreis Spiesen-Elversberg 7. November 2012

Gut, dass heute kein Sonntag ist. Denn ich bin auch nicht als Sonntagsredner hier, sondern weil ich Klartext zu sprechen pflege.

Alle Unternehmen haben eine gesellschaftliche Verantwortung. Davon sind wir, die Generali Deutschland Holding AG, als Unternehmen fest überzeugt. Diese Verantwortung darf sich nicht darin erschöpfen, Arbeitsplätze zu stellen, gute Produkte oder Dienstleistungen zu erbringen und Steuern zu zahlen. Vielmehr müssen die Unternehmen aktiv zum gesellschaftlichen Zusammenhalt beitragen, denn das ist eine der Grundvoraussetzungen einer funktionierenden Gesellschaft, auf die alle Unternehmen zur Realisierung ihres Unternehmenszweckes angewiesen sind: Sie sind auf funktionierende Märkte – auch auf die gesellschaftliche Zulieferung qualifizierter Arbeitskräfte, auf innere Sicherheit, Schutz des Eigentums, Frieden, Vertragsfreiheit usw.usf.  Das bürgerschaftliche Engagement gehört in diesem Grundverständnis zum Kerngeschäft jedes größeren Unternehmens. Und sie darf nicht zu einer bloßen Image- oder Marketingkampagne verkommen. Darüber hinaus glauben wir, dass die großen Herausforderungen durch den demografischen Wandel nur in einem engen Zusammenwirken zwischen Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft zu lösen sind.

Gorbatschow hat für solche Umbruchzeiten das Wort Perestroika gewählt.

Als Teil dieser gesellschaftlichen Verantwortung bündelt die Generali Deutschland Holding als bundesweit zweitgrößter Erstversicherer ihr gesellschaftliches Engagement im Generali Zukunftsfonds. Seit vier Jahren konzentriert sich dieser auf das bürgerschaftliche Engagement der Älteren. Mehr dazu können Sie in den mitgebrachten Prospekten nachlesen.
Lassen Sie mich ganz kurz auf die demografischen Rahmenbedingungen eingehen, die unserem Thema zugrunde liegen und die die politische Notwendigkeit einer Aktivierung des Potentials der Älteren verdeutlichen.

Der demografische Wandel – unsere gemeinsame Herausforderung (Motto des GZF)
Folgende  grundlegende Zahlen sollten jedem zu denken geben:
· Bis 2030 wird die Zahl der 20- bis 64-jährigen Erwerbsfähigen um 6,3 Millionen sinken, 

· im selben Zeitraum wird die Zahl der 60- bis 64-Jährigen um 1,6 Millionen steigen, 

· die Zahl der über 65-Jährigen wird um 5,5 Millionen zunehmen.

· Ähnlich verläuft die Entwicklung beim  Verhältnis der aktiv in den Sozialversicherungsträgern Versicherten zu der Anzahl an Rentnern: 1960 kamen statistisch 3,9 Erwerbstätige auf einen Rentner, 1990 nur noch 2,3 und im Jahre 2008 lag das Verhältnis bei 1,8 zu 1 - und es wird sich weiter verschlechtern. 
Das kann nach Adam Riese nicht gut gehen: Wie soll denn ein einziger Arbeitnehmer eine komplette Rente bezahlen? Niemand hat eine Patentlösung für die Zukunft der gesetzlichen Rentenversicherung. Dasselbe gilt für die Pflegeversicherung. Und nicht ohne Grund entbrennen gerade in dieser Zeit heftige Debatten um die künftig drohende Altersarmut.
Lassen Sie mich dazu Folgendes anmerken.

Alter und Rentenniveau – großer Handlungsbedarf!
Eine materielle Grundlage für das bürgerschaftliche Engagement der Ältern auch in Zukunft, ist eindeutig eine auskömmliche Rente: Wer sich täglich Existenzsorgen machen muss, wird sich nicht freiwillig engagieren. Das Rentenniveau wird, wenn nichts passiert, auf weniger als 50 Prozent des Bruttolohns gesenkt – und wird voraussichtlich in Folge des demografischen Faktors bis auf 43% absinken. Es ist Zeit, darüber nachzudenken, wie wir alle gemeinsam gewährleisten können, dass der individuelle Rentenanspruch von langjährig Beschäftigten unabhängig von der realen Lohnhöhe zu einer besseren Rente führt als die soziale Sicherung über Hartz IV. Arbeit muss sich lohnen – und jeder, der sein Leben lang arbeitet (und womöglich Kinder und Eltern pflegt), dem muss es besser gehen, als demjenigen, der nicht gearbeitet hat. 

Neuer Arbeitsbegriff: Erwerbs-, Familien- und Freiwilligenarbeit gleichstellen!

Ein ganz besonders wichtiges Hindernis auf dem Weg zu einer Bürgergesellschaft ist die die uns Deutschen besonders eigene, nahezu monomanische Fixierung unseres Lebens und unserer Identität auf die Erwerbsarbeit. Sie nimmt auch in unserer Selbstwahrnehmung und erst recht in der gesellschaftlichen Wertschätzung eine Monopolstellung ein. Das ist fatal und einseitig auf ein verkürztes Verständnis von Wirtschaftlichkeit zurückzuführen.

Damit sind wir auch schon bei der Notwendigkeit einer Änderung unseres Arbeitsbegriffs: Arbeit in einem ganzheitlichen Sinne hatte schon immer mehrere Dimensionen, die wir uns heute nur wieder bewusster machen müssen: Erwerbsarbeit ist nur eine von drei Säulen. Sie wird ergänzt durch Familienarbeit und durch Freiwilligenarbeit: Erst diese drei Säulen tragen unser Gemeinwesen und auch die individuelle Identität, das Einssein mit sich selbst, das persönliche Glück und die Sinnerfüllung. Das gesellschaftliche Anreizsystem muss besser darauf eingestellt werden, dass da wieder was ins Gleichgewicht kommt.

Dem entspricht unser Menschenbild: Jeder nimmt seine Eigenverantwortung, aber auch eine Mitverantwortung für andere wahr und er ist auch verantwortlich für die Bewahrung Schöpfung

Alter und Arbeitsmarkt – ein Missverhältnis, das bereinigt gehört!

Die Erwerbstätigenquote der 60- bis 65-Jährigen ist von 20 Prozent im Jahre 2005 auf 41 Prozent im Jahre 2010 gestiegen.

Diese Steigerung ist ein gewaltiger Fortschritt, darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass lächerliche 24,2 Prozent davon sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse sind. Selbst davon entfällt ein Drittel auf Altersteilzeit bzw. Freistellung und auch Minijobs und Teilzeitanstellungen fließen in die Berechnung ein. Es bleibt also ein sehr schmaler Bodensatz an Älteren, die Vollzeit und unter Entrichtung der entsprechenden Sozialabgaben arbeiten. Wie lange wollen und können wir es uns noch leisten, dieses Arbeitspotential der Älteren ungenutzt liegenzulassen?  Und eine ganze Menge von Älteren, das bestätigen FORSA-Umfragen, sind bereit, länger zu arbeiten. Für die Mehrheit bedeutet Arbeit gesellschaftliche Teilhabe und Anerkennung, sie vermittelt Selbstwertgefühl und Bestätigung. Und sie bringt weiter dringend benötigtes Einkommen und verbessert die Rente.

In diesem Feld sind folgende Hindernisse zu beseitigen:

Das in vielen Tarifverträgen vereinbarte automatische Ende von Arbeitsverhältnissen bei Erreichung des Renteneintrittsalters gehört ersatzlos abgeschafft. Diese pauschale und nur am chronologischen Alter orientierte Regelung ist schon jetzt gesetzwidrig (ADG) und nicht mehr zeitgemäß. Und es ist eine freie Vereinbarung zwischen den Tarifparteien – die sind zum Handeln aufgefordert.

Die vorwiegen noch unflexiblen und auf Vollzeiterwerbstätigkeit ausgerichteten Arbeitsverhältnisse müssen auf eine lebensphasenorientierte Personalentwicklung umgestellt und flexibilisiert werden.

Das betriebliche Gesundheitsmanagement, auch gesundheitsfördernde Arbeitsbedingungen sind dringend möglichst flächendeckend herzustellen.

Eines der Haupthindernisse für mehr Engagement auch der Älteren ist das in unserer Gesellschaft vorherrschende falschen Altersbild: ein enges Korsett aus Vorurteilen, das Menschen über 50 schon zum „alten Eisen“ wirft, die „Alten“ als unproduktiv diskriminiert und ihnen obendrein egoistisches Verhalten vorwirft. Diese Behauptungen entbehren heute mehr denn je jeglicher Grundlage. Und das Sozialkapital, das die Alten in unserer Gesellschaft einbringen ist gewaltig, sowohl als Großeltern, die ihre Kinder betreuen, als auch als bürgerschaftlich Engagierte. Dazu werden wir Ende November in der Generali Altersstudie neue Erkenntnisse vorlegen.

Einflüsse von Altersbildern auf das Selbstbild (Andreas Kruse)

„In einer Gesellschaft verbreitete Sichtweisen von Alter und Altern beeinflussen die Art und Weise, wie Menschen im Lebenslauf auftretende körperliche, seelisch-geistige und soziale Veränderungen aktiv beeinflussen. Altersbilder haben Einfluss auf die Ziele, die sich Menschen in unterschiedlichen Lebensaltern setzen, und die Bemühungen, einmal gesetzte Ziele zu verwirklichen. Des Weiteren spiegeln sich Altersbilder in der Wahrnehmung und im Verhalten von Kontaktpersonen wider. Menschen werden auf der Grundlage der für ihr Alter vermeintlich charakteristischen Einstellungen und Kompetenzen bewertet. Die auf der Grundlage des Lebensalters gebildeten Erwartungen können dazu beitragen, dass ansonsten bestehende Verhaltensspielräume erheblich eingeschränkt und vorhandene Stärken und Kompetenzen nicht genutzt werden, zum Teil auch auf Dauer verloren gehen.“ (Soweit der Altersforscher Andreas Kruse)

Es gibt reichlich Nachweise für die Produktivität älterer Arbeitnehmer, für ihre wertvolle Lebens- und Berufserfahrung sowie sonstige soziale Kompetenzen und auch für lebenslange Lernfähigkeit. Noch nie war eine Generation in diesem Alter so gesund und leistungsfähig wie die heutige. Sehen Sie sich für ein realitätsgerechtes Altersbild die beiden letzten Altenberichte der Bundesregierung an – eine Lektüre, die sich lohnt, auch wenn sie zugegebenermaßen anstrengend ist. Um es auf einen Begriff zu bringen: Statt „altes Eisen“ sollte es ab sofort „Edelstahl“ heißen! Einige Unternehmen haben die Werthaltigkeit älterer Arbeitnehmen angesichts des Fachkräftemangels begriffen und reagieren auch darauf. Der große Versandhauskonzern Otto hat eigens eine Gesellschaft gegründet, um ausgeschiedene Mitarbeiter wieder einstellen zu können, weil der Fachkräftemangel schon heute so groß ist, dass sie gar nicht genug qualifizierte Mitarbeiter finden.
Weitere Hindernisse auf dem Weg zu einem höheren Engagement ist der Wildwuchs in der lokalen Engagementinfrastruktur: Neben den Freiwilligenagenturen gibt es inzwischen sehr oft noch Seniorenbüros, Mehrgenerationenhäuser, Selbsthilfegruppen, Quartiersmanagement und Bürgerstiftungen. Und daneben natürlich noch jede Menge freier Gruppen und Initiativen, teilweise unter dem Dach der Wohlfahrtsverbände, teilweise ganz frei.  Und alle konkurrieren um alles: Dieselben Zielgruppen, dieselben Engagierten, dasselbe Geld, die selbe und knappe Aufmerksamkeit. In ihrem aktuellen Buch zum Thema von Frau Prof. Zimmer (Uni Münster) ist von einem „Wirrwarr“ die Rede. Das stimmt vielfach – und es hängt mit der Segmentierung der Politik und der Förderprogramme, auch bei Unternehmen und Stiftungen zusammen. Jeder bemüht sich darum, seine Arbeit in den engen Rock eines innovativen Projektes zu kleiden, damit er auch dadurch seine Arbeit finanzieren kann – und jeder ist stolz auf seine angebliche Einzigartigkeit, statt auf eine ressourcenschonenende und die Wirkung optimierende Zusammenarbeit mit anderen Akteuren. Das könnte alles überwunden werden durch mehr gemeinsames Wirken über alle drei Sektoren hinweg (Staat, Wirtschaft, Zivilgesellschaft).

Insbesondere die verfehlte und nur auf Projekte fixierte Förderpolitik fast aller Zuwendungsgeber (öffentlich und privat) muss zugunsten der nachhaltigen Förderung einer professionell (muss nicht unbedingt hauptamtlich sein!)Ermöglichungsstruktur ersetzt werden.

Eines der größten Hindernisse des Engagements in den meisten Kommunen (dort findet das Engagement statt!) in Deutschland ist deren strukturelle Unterfinanzierung.

Sie haben ständig mehr Aufgaben und damit Ausgaben als Einnahmen. Insbesondere die Sozialausgaben nehmen stetig zu, aber nicht die Einnahmen. Dies ist  ein unhaltbarer Zustand, zu dessen Behebung es sicher keine einfache Lösung gibt. Eine Teillösung könnte in der Aufhebung des sogenannten Kooperationsverbots liegen, das dem Bund die Förderung von Kommunen verbietet. Eine Folge der kommunalen finanziellen Notlage ist es, dass vollkommen kurzsichtig und kontraproduktiv an sämtlichen Ausgaben gespart wird, auch an solchen, die volkswirtschaftlich sinnvollen Mehrwert schaffen, beispielsweise das bürgerschaftliche Engagement. Selbst in den Gemeinden, in denen es sog. Stabsstellen und Förderprogramme für bürgerschaftliches Engagement gibt, drohen Kürzungen, weil die Decke eben zu kurz ist und das Ganze als freiwillige Leistung gilt, die nicht unbedingt zur Daseinsvorsorge gehört. Das ist ein gewaltiger Fehler. Aus meiner persönlichen Sicht, ist das Vorhalten einer Engagementinfrastruktur ebenso notwendig wie das Vorhalten von Kindergärten und Altenheimen – und es ist nicht einzusehen, warum das keine kommunale Pflichtaufgabe sein soll. Möglicherweise sollte man dazu sowohl auf lokaler Ebene die Funktion von Bürgerstiftungen auf eine neue Ebene heben: Sie sollten als Koordinatoren und Motoren und vor allem als Mittelbeschaffer und Vernetzer in den Kommunen tätig werden. Es wäre auch wünschenswert, auf Länderebene (wie in Thüringen und Hessen bereits geschehen) Ehrenamtsstiftungen zu errichten, die außerhalb der jeweiligen Landeshaushaltsordnungen und unbürokratisch für mehr Nachhaltigkeit und Bewegung sorgen können.
Die Verweigerung, die demografische Wahrheit zu sagen, ist eines der Hindernisse, die durch Verschleierung das Heben des bürgerschaftlichen Potentials erschweren. Gerade die weitere Entvölkerung ganzer ländlicher Regionen muss uns Sorge bereiten. Die im Grundgesetz noch vorgesehenen „gleichwertigen Lebensverhältnisse“ werden zwar auch von der Bundesregierung in der kürzlich verabschiedeten Demografiestrategie beschworen: Sie sind aber schon heute einfach nicht mehr gegeben – und auch nicht in Sicht, im Gegenteil. Aber keiner will darüber reden, weil eine Offenheit zu diesem Thema mit der Aussicht bestraft werden könnte, die nächste Wahl zu verlieren. Aber Nicht-Handeln ist auch handeln: Es verschlimmert die Lage und erschwert die Lösung durch bloßes Hinauszögern. 

Insbesondere ländliche Regionen und kleine Dörfer stehen vor unlösbaren Problemen.

Sinkt die Einwohnergrenze einzelner Gemeinden unter 1.000 Personen und kann gleichzeitig weder die Geburtenrate gesteigert noch die weitere Abwanderung verhindert werden, droht das komplette Aus, wie in vielen Fällen bereits nachgewiesen worden ist.
Hier wird ein lebenswichtiges Element unseres bisherigen Sozialstaats, die Gewährleistung einer Daseinsvorsorge, durch Schweigen und Nichtstun in ein privates Risiko verwandelt: Die alten Leute, die auf dem Land leben wollen, in ihren angestammten Gemeinden, sind die Gekniffenen. Sie müssen sich also selbst helfen bzw. die Zivilgesellschaft muss so gestärkt werden, dass sie sich gegenseitig helfen können.
In der Frage der Demografie ist gar keine wirkliche Strategie, die den Namen verdient, erkennbar, weder auf Bundes- noch auf Landesebene und selten  genug  auf kommunaler Ebene. Allerorten behilft man sich mit zeitlich befristeten und weitgehend segmentierten Programmen, beim Bund mit Bundesmodellprogrammen, die auf drei Jahre befristet sind und die jeweils lokale soziale Brandherde unter Kontrolle bekommen sollen. Und an denen wird dann auch noch großzügig gekürzt, wie zuletzt am Programm „Soziale Stadt“, das von 900 Mio auf 300 Mio runtergefahren und auf Zement-Investitionen reduziert wurde. Der übergreifende, der ganzheitliche und nachhaltige Ansatz aber fehlt. Das politische wie das wirtschaftliche System kämpfen mit einem nie dagewesenen schlechten Ansehen, insgesamt fehlt es an politischer Legitimation – und die Wahlbeteiligung sinkt weiter. Eine Wiederbelebung  der Demokratie und der Gesellschaft durch neues bürgerschaftliches Engagement tut not!

Dort, wo einerseits das Risiko wächst, gedeihen zum Glück aber andererseits auch Chancen. Wir haben in Deutschland glücklicherweise eine breite Bewegung des bürgerschaftlichen Engagements. Mehr als 23 Millionen Menschen engagieren sich freiwillig in Deutschland. Wir werden den gewaltigen Umfang des informellen Engagements von Personen zwischen 65 und 85 Jahren in der Ende November erscheinenden Generali Altersstudie nachweisen und sowohl die dabei aufgebrachten Zeit- als auch Geldspenden konkret beziffern. Wir werden zudem auch nachweisen, dass ältere Menschen sehr wohl überwiegend sehr gut funktionierende soziale Kontakte in der Familie, aber auch weit darüber hinaus pflegen und dass ihr bürgerschaftliches Engagement wesentlich größer ist als bisher angenommen – und das gilt für die Gesunden unter den Alten bis ins hohe Alter. Wie schon in den letzten Freiwilligensurveys behauptet, fanden wir auch bei den älteren Engagierten eine erhebliche Bereitschaft, ein neues Engagement aufzunehmen oder ein bestehendes zu erweitern. Aber sie wollen nicht als Ausfallbürge für den schwächelnden Sozialstaat instrumentalisiert oder in feste Rollen kommandiert werden: Autonomie ist gerade bei den Älteren der höchste Wert. Deswegen sind sie auch buchstäblich so wert-voll.

Alter und Pflege – wir brauchen eine runderneuerte Zivilgesellschaft
Machen Sie sich bitte bewusst, dass heute mehr als 70 Prozent aller Pflegeleistungen zu Hause in den Familien erbracht werden – vorwiegend von älteren Frauen – sie müssen aus dem Lasteselstatus in den Status von Powerfrauen transformiert werden in der öffentlichen Wahrnehmung. Sie vollbringen eine volkswirtschaftlich unglaublich große Leistung, die unser Wohlfahrtssystem niemals mit professionellen Arbeitskräften erbringen und die auch keiner bezahlen könnte. Diese Frauen und Familien wird es in den kommenden Jahrzehnten nicht mehr geben, weil zu wenig Kinder geboren werden. Und weil die Frauen, die noch da sind, dringend im Arbeitsmarkt gebraucht werden. Das ist kein Gespenst, das ist die bereits heute erkennbare Wirklichkeit, belegt mit den bekannten Geburten- und Sterbezahlen. Also müssen wir uns heute daran machen, nachbarschaftliche Netze aufzubauen, die als Ersatz für die Familie die Möglichkeiten schaffen, möglichst lange zu Hause zu bleiben - und eben nicht ins teure und ungeliebte stationäre Altenheim umziehen zu müssen. Bei der Energie, da haben wir einen mutigen Schnitt gemacht mit der Energiewende. Warum tun wir das nicht auch bei der Seniorenpolitik? Wie wäre es mit einem Stopp des Baus neuer stattionärer Altenheime und einem gewaltigen Reformschub für bestehende Altersheime? Diese könnten viel besser in eine offene Seniorenpolitik einbezogen und die bestehenden Träger und Wohlfahrtsverbände wesentlich mehr für bürgerschaftliches Engagement geöffnet werden, als es bisher der Fall ist.

Die bestehende Unübersichtlichkeit der zivilgesellschafltichen Organisationen muss überwunden werden!

Und sehen Sie sich doch die Verhältnisse in der Zivilgesellschaft an: Wir haben in den Wohlfahrtverbänden Riesenkonzerne, die größten Arbeitgeber Deutschlands, die sich ihr gemeinsames Monopol an parastaatlicher Wohlfahrtspflege untereinander aufteilen, hauptsächlich darauf achten, dass ihre Pfründe für weiteres hauptamtliches Personal und Sachmittel nicht geschmälert werden, gleichzeitig aber erhebliche Probleme haben, die noch immer notwendigen Ehrenamtlichen (vorwiegend Senioren) zu gewinnen und an sich zu binden, weil sie nicht flexibel genug auf deren Wünsche eingehen. Sie stellen  aber – das muss man anerkennen – nach wie vor die größten Engagementbereiche dar mit, hunderttausenden von Ehrenamtlichen – allein bei der Diakonie sind mehr als 700.000 Ehrenamtliche beschäftigt nach deren eigener neuester Studie.

Wir brauchen eine transsektorale und strategische Kooperation!

Die Politik macht das, was sie will, mit Partnern, die sie sich aussucht. Unternehmen folgen ihren Partikularinteressen und verbinden diese mit Einzelprojekten. Zivilgesellschaftliche Organisationen sind eifersüchtig auf ihre Selbständigkeit bedacht, konkurrieren untereinander und gönnen sich oft gegenseitig erzielte Erfolge nicht. Das ist keine gute Grundlage für einen effektiven sozialen Wandel, den wir auch und gerade in den Kommunen dringend brauchen. Also muss es die Aufgabe von wichtigen Playern sein, mehr systematische und strategische Zusammenarbeit zwischen den Sektoren und innerhalb der Sektoren (collective impact) anzustiften. Es gilt nur noch Projekte zu fördern, die sich zwingend auch mit anderen Akteuren vernetzen, keine Doppelstrukturen schaffen, sondern wo auch immer es möglich ist, an einem Strang und in dieselbe Richtung ziehen. Vielerorts wird das bereits erfolgreich umgesetzt. Das sind mühsame Koordinierungsarbeiten, aber sie sind entscheidend für einen wirksamen Veränderungsprozess.

Wir brauchen mehr Transparenz und Wissensmanagement!

Entscheidende gesamtgesellschaftliche Hindernisse bestehen allerdings weiter: die fehlende Transparenz und ein mangelhaftes Wissensmanagement. Viele Initiativen scheitern an vielfältigen Widerständen oder mangelhafter Finanzierung. Immer wieder wird das Rad von Neuem erfunden, obwohl es eine Vielzahl erfolgreicher ähnlicher Projekte, aber eben meist an anderen Orten gibt, die keiner der Aktivisten kennt. Von anderen zu lernen statt die eigenen Grillen zu verfolgen, ist essentiell wichtig für das freiwillige Engagement, wenn auch vielerorts noch schwierig in die Tat umzusetzen. Auch aus den Fehlern anderer zu lernen, ist (noch) nicht so leicht.

Eine bessere Absprache des Vorgehens, womöglich eine ständig weiterzuentwickelnde gemeinsame Engagementstrategie pro Region, und in den einzelnen Landkreisen, das wäre ein Stück mit verteilten Rollen, in das jeder seine volle Energie einbringen und seine eigene Wirkung mit der Kraft anderer Mitstreiter erheblich stärken könnte. 

Zum Schluß: Es ist jetzt die Zeit, dass wir alle gemeinsam als Bürger die Bürgergesellschaft aufbauen, in der wir in Zukunft leben wollen. 
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